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A. Bericht des Abgeordneten Bergmann: 

Dem Ausschuß für Arbeit wurde in der 82. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 25. Mai 1955 
der Antrag der Fraktion der SPD, das Überein- 
kommen Nr. 29 der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation vom 28. Juni 1930 über Zwangs- oder 
Pflichtarbeit, als federführendem Ausschuß über- 
wiesen und der Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht als mitberatender Ausschuß be- 
nannt. 

In der 135. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 16. März 1956 stand das gleiche Internationale 
Übereinkommen Nr. 29 als Regierungsvorlage zur 
ersten Beratung. Der Bundestag beschloß, die Vor- 
lage an den Ausschuß für Arbeit als federführen- 
den Ausschuß und an den Ausschuß für Rechts- 
wesen und Verfassungsrecht als mitberatenden 
Ausschuß zu überweisen. 

Die Bundesregierung weist schon in ihrer Be- 
gründung darauf hin, daß das Übereinkommen 
Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit während 
der Zeit der Mitgliedschaft des Deutschen Reichs 
bei der Internationalen Arbeitsorganisation auf 
ihrer 14. Tagung in Genf am 28. Juni 1930 ange- 
nommen wurde. Das Übereinkommen ist inzwi- 
schen von 25 Mitgliedstaaten der Internationalen 
Arbeitsorganisation ratifiziert worden. Seit 1951 
sind wir wieder Mitglied der Internationalen Ar- 
beitsorganisation. Mit besonderer Genugtuung be- 
grüßte auch der Bundestag die Wiederaufnahme 
der Mitgliedschaft, und die Bundesrepublik ver- 
pflichtete sich, die bis dahin getroffenen Überein- 
kommen der Internationalen Arbeitsorganisation 
soweit wie möglich zu ratifizieren. Nach Auffas- 
sung der Bundesregierung erscheint eine Ratifika- 


tion der Übereinkommen vordringlich, die mit den 
geltenden Gesetzen im Einklang stehen oder eine 
den Übereinkommen entsprechende gesetzliche Re- 
gelung erfahren sollen. Gemäß Art. 59 Abs. 2 GG 
ist die Zustimmung in der Form eines Bundesge- 
setzes erforderlich. Die Mitglieder der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation, die das Übereinkom- 
men Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit ratifi- 
zieren, verpflichten sich, Zwangs- oder Pflicht- 
arbeit in jeder Form möglichst bald zu beseitigen. 
Unter Zwangs- oder Pflichtarbeit im Sinne des 
Übereinkommens wird jede Art von Arbeit oder 
Dienstleistung verstanden, die von einer Person 
unter Androhung irgendeiner Strafe verlangt wird 
und für die sie sich nicht freiwillig zur Verfügung 
gestellt hat. 

Die Bundesregierung ist weiterhin der Auffas- 
sung, daß die Durchführung des Übereinkommens 
in der Bundesrepublik Deutschland durch Art. 12 
Abs. 2 und 3 GG verwirklicht ist, der nach Art. 1 
Abs. 3 GG Gesetzgebung, Verwaltung und Recht- 
sprechung als unmittelbar geltendes Recht bindet. 
Danach darf grundsätzlich niemand zu einer be- 
stimmten Arbeit gezwungen werden, außer im 
Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle 
gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht. Nach 
Auffassung der Bundesregierung steht unsere Ge- 
setzgebung bereits in vollem Umfange mit dem 
Übereinkommen im Einklang, und das Überein- 
kommen ist daher zur Ratifikation geeignet. 

Dem Bundesministerium für Arbeit wurde 1952 
eine Liste von Übereinkommen vorgelegt, auf 
deren Ratifikation das Internationale Arbeitsamt 
besonderen Wert legte, darunter an erster Stelle 
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das Übereinkommen Nr. 29. Schon im Juni 1953 
hat sich die Bundesregierung mit dem betreffenden 
Übereinkommen beschäftigt, es verabschiedet und 
an den Bundesrat weitergeleitet. Aus Zeitgründen 
war die Verabschiedung im 1. Deutschen Bundestag 
nicht mehr möglich. Zu Beginn der 2. Legislatur- 
periode wurde der Entwurf erneut dem Bundesrat 
zugeleitet. Dort wurden im Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialpolitik keine Bedenken gegen die 
Ratifikation erhoben. Erst vor der Plenarsitzung 
des Bundesrates im November 1953 erhob das 
Land Niedersachsen überraschend Bedenken gegen 
den Art. II Abs. 2 c. Die Justizverwaltung hatte 
Bedenken, nach der Ratifizierung nicht mehr die 
Möglichkeit zu haben, Strafgefangene bei privaten 
Unternehmern zu beschäftigen, wie dies in der 
Strafvollzugspraxis üblich sei. 

Mit Schreiben vom 26. Januar 1956 hat der Herr 
Justizminister des Landes Niedersachsen die Be- 


denken zurückgenommen. Am 22. März 1956 wurde 
vom Ausschuß für Arbeit die Regierungsvorlage 
Internationales Übereinkommen Nr. 29 beraten. 

Der mitberatende Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht hat gegen die Regierungsvorlage 
keine Bedenken erhoben. Der Ausschuß für Arbeit 
beschloß in seiner Sitzung vom 22. März 1956 ein- 
stimmig, der Regierungsvorlage Drucksache 2137 
— Entwurf eines Gesetzes betreffend das Über- 
einkommen Nr. 29 der Internationalen Arbeits- 
organisation vom 28. Juni 1930 über Zwangs- oder 
Pflichtarbeit — zuzustimmen. Das Hohe Haus wird 
gebeten, ebenfalls seine Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 10. April 1956 

Bergmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf — Drucksache 2137 — unver- 
ändert nach der Vorlage zuzustimmen, 

2. den von der Fraktion der SPD elngebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
Nr. 29 der Internationalen Arbeitsorganisation 
vom 28. Juni 1930 über Zwangs- oder Pflicht- 
arbeit — Drucksache 1366 — als durch die Be- 
schlußfassung zu Nr. 1 erledigt abzulehnen. 

Bonn, den 23. März 1956 

Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel Bergmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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